In der Senatssitzung am 10. August 2021 beschlossene Fassung

Die Senatorin fur Wirtschaft, Arbeit und Europa
27.07.2021

Vorlage fur die Sitzung des Senats am 10.08.2021
EU-Forderperiode 2021-2027

Programmierung fur den Europaischen Fonds fiir regionale Entwicklung (EFRE)

A. Problem

Bremen erhalt EFRE-Mittel in Hohe von 95 Mio. € in der Forderperiode 2021-2027
(zuvor 103 Mio. € in der Forderperiode 2014-2020). Anders als in den
vorangegangenen Forderperioden verschieben sich die Kofinanzierungsanteile fur
Kategorien der sog. starker entwickelten Regionen, zu denen auch Bremen zahlt,
erstmalig zulasten dieser Regionen. Galt bis einschliel3lich der laufenden
Forderperiode eine jeweils halftige Finanzierung durch die EU und die Mitgliedstaaten
bzw. Regionen, verandert sich dieses Verhaltnis auf 60% nationale (regionale) Mittel
zu 40% EU-Mittel. In der Summe wachst dadurch zwar das gesamte
Programmvolumen, allerdings zulasten einer hdheren aus dem bremischen Haushalt
zu erbringenden Kofinanzierung. Das bremische EFRE-Programm wird demnach fur
den Zeitraum 2021-2027 ein Finanzvolumen von insgesamt 238 Mio. € umfassen (im
Vergleich zu rund 206 Mio. € Gesamtvolumen in der noch laufenden Forderperiode
2014 — 2020).

Voraussetzung fur den Einsatz der EFRE-Mittel im Land Bremen ist ein von der EU-
Kommission (EU-KOM) genehmigtes Operationelles Programm, das durch die EFRE-
Verwaltungsbehdrde der Senatorin flr Wirtschaft, Arbeit und Europa
ressortubergreifend und unter Einbeziehung der Wirtschafts- Sozial- und
Umweltpartner*innen zu erarbeiten und bei der EU-KOM zur Genehmigung
einzureichen ist.

Wesentliche Rahmenbedingungen der EFRE-Programmplanung
Die Programmplanung muss insbesondere folgende Vorgaben einhalten:

e Das EFRE-Programm muss im Einklang mit den Entwirfen der Allgemeinen
Dachverordnung der Strukturfonds sowie der EFRE-Verordnung der EU-KOM
fur die Forderperiode 2021-2027 stehen. Seit Februar 2021 liegen
abschlieRende EU-Verordnungsentwurfe (in Englisch) vor, auf deren Grundlage
die Programmplanung erfolgt. Die Veroffentlichung der EU-Verordnungen in
den jeweiligen Sprachfassungen ist am 30.06.2021 erfolgt."

1 Dachverordnung: https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32021R1060



https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32021R1060

Das Programm muss im Einklang mit den Investitionsleitlinien der EU-KOM fur
die Kohasionspolitik in Deutschland im Zeitraum 2021-2027 stehen. Die
Investitionsleitlinien bilden das mafRgebliche Verhandlungsmandat der EU-KOM
bei den Programmverhandlungen mit den Landern.

Das Programm muss im Einklang mit der der deutschen
Partnerschaftsvereinbarung (PV) stehen. Die PV, die unter Federfuhrung des
Bundesministeriums fur Wirtschaft und Energie (BMWi) erarbeitet wird, gibt den
strategischen Rahmen fur den Einsatz des EFRE, des Europaischen
Sozialfonds Plus (ESF+) und des Europaischen Meeres-, Fischerei- und
Aquakulturfonds (EMFAF) in Deutschland vor.

Die EU-Verordnung gibt folgende thematische Inhalte flr die EFRE-Programmplanung
VOr:

Die EU-Verordnung gibt 5 sogenannte Politische Ziele (PZ) vor, fur die die EU-
Mittel eingesetzt werden kdnnen.

Gemal den Investitionsleitlinien der EU-KOM, konnen EFRE-Mittel in
Deutschland allerdings nur in drei der funf Politischen Ziele eingesetzt werden
und zwar fur PZ 1 ,Ein wettbewerbsfahigeres und intelligenteres Europa“, PZ 2
,Ein grinerer, COz-armer Ubergang zu einer CO2-neutralen Wirtschaft und
einem widerstandsfahigen Europa“ sowie PZ 5 ,Ein blrgernaheres Europa“.
Die EU-KOM schlief3t den Einsatz von EFRE-Mitteln im PZ 3 ,Ein starker
vernetztetes Europa durch Steigerung der Mobilitat “ in Deutschland aus, das
PZ 4 ,Ein sozialeres und inklusiveres Europa“ wird durch Mittel aus dem ESF+
bedient.

Gemall EU-Verordnung mussen in weiter entwickelten Regionen wie Bremen
mindestens 85% der Mittel fur die PZ 1 und 2 eingesetzt werden, wobei
wiederum mindestens 30% der Mittel fur MaRnahmen in PZ 2 verwendet
werden mussen.

Zeitplanung

Die Operationellen Programme der Lander missen spatestens 3 Monate nach
Einreichung der PV des Bundes bei der EU-KOM eingereicht werden. Die PV soll im
September 2021 vorliegen. Die Programme der Lander sind somit bis spatestens
November/Dezember 2021 offiziell bei der EU-KOM einzureichen.

Ziel der Beschlussfassung

Ziel der Befassung ist es, einen Beschluss zur inhaltlichen und strategischen
Ausgestaltung des zuklnftigen EFRE-Programms im Land Bremen zu erlangen, so
dass auf der Basis die informellen Verhandlungen mit der EU-KOM eingeleitet, ein

EFRE-Verordnung: https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32021R1058
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detailliertes EFRE-Programm ausgearbeitet und im Oktober 2021 offiziell bei der EU-
KOM zur Genehmigung eingereicht werden kann.

B. Losung

Die EFRE-Verwaltungsbehdrde bei der Senatorin flr Wirtschaft, Arbeit und Europa
hat die Senatskanzlei, den Senator fur Finanzen, die Senatorin fur Gesundheit,
Frauen und Verbraucherschutz, die Senatorin fur Soziales, Jugend, Integration und
Sport, die Senatorin fur Kinder und Bildung, die Senatorin fur Klimaschutz, Umwelt,
Mobilitat, Stadtentwicklung und Wohnungswesen, die Senatorin fur Wissenschaft und
Hafen sowie die Bremischen Zentralstelle fur die Verwirklichung der
Gleichberechtigung der Frau (ZGF) im Januar 2020 ausfuhrlich Gber mogliche Inhalte
und Rahmenbedingungen der neuen Forderperiode informiert. In einem ersten Schritt
wurden die Ressorts gebeten, auf Basis einer strukturierten Abfrage strategisch
relevante Forderbedarfe anzumelden.

Die EFRE-Verwaltungsbehorde hat die Anmeldungen hinsichtlich ihrer
grundsatzlichen EFRE-Forderfahigkeit und mit Blick auf eine nachhaltige und
intelligente EFRE-Strategie bewertet. Aufgrund der Corona-Pandemie wurden
anschliefend zahlreiche Abstimmungen in kleineren Prasenzveranstaltungen,
Telefonkonferenzen und per Mail mit den Ressorts durchgeflihrt, von denen
Anmeldungen vorlagen. Die Beteiligung der Wirtschafts-, Sozial- und
Umweltpartnerinnen erfolgte parallel in bisher insgesamt sechs Workshops.

Im Ergebnis dieses Erarbeitungs- und Abstimmungsprozesses soll ein EFRE-
Programm fur die Forderperiode 2021-2027 erstellt werden, das folgenden
strategischen Ansatz und folgende Ziele sowie Mal3nahmen umfasst.

Strategie und Inhalte des EFRE-Programms

Die EFRE-Mittel in Bremen sollen auf das Politische Ziel 1 ,Ein wettbewerbsfahigeres
und intelligenteres Europa“ (PZ 1) und das Politische Ziel 2 ,Ein grinerer, COz2-armer
Ubergang zu einer klimaneutralen Wirtschaft und einem widerstandsfahigen Europa“
(PZ 2) konzentriert werden. Auf das PZ 1 sollen bis zu 70% der Mittel entfallen, auf
das PZ 2 mindestens 30%. Dadurch werden die quotalen Vorgaben des EU-
Verordnungsentwurfes eingehalten.

PZ 1 ,,Ein wettbewerbsfédhigeres und intelligenteres Europa“

Die EU-Verordnung gibt fur das PZ 1 insgesamt vier Spezifische Ziele vor. Auf Basis
der angemeldeten Forderbedarfe durch die Ressorts und der gefuhrten
Abstimmungen wird vorgeschlagen, die EFRE-Forderung auf das Spezifische Ziel



»+Ausbau der Forschungs- und Innovationskapazitaten und Einfihrung fortschrittlicher
Technologien (SZ i)“ sowie auf das Spezifische Ziel ,Steigerung von Wachstum und
Wettbewerbsfahigkeit von kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) (SZ iii)* zu
konzentrieren. Fur das Spezifische Ziel ,Nutzung der Vorteile der Digitalisierung*
wurde ein sehr geringer Forderbedarf angemeldet, der ein eigenstandiges
Spezifisches Ziel nicht rechtfertigt. Fir das Spezifische Ziel ,Entwicklung von
Kompetenzen fir intelligente Spezialisierung“ wurden keine Forderbedarfe
angemeldet. Aspekte dieser beiden spezifischen Ziele werden integriert im
Zusammenhang mit den SZ i und SZ iii aufgegriffen (z. B. im Themenfeld Kinstliche
Intelligenz (KI)).

Die EU-KOM fordert in den Investitionsleitlinien far Deutschland fir den EFRE eine
Fokussierung im PZ 1 auf Wissenstransfer, Starkung privater FUE-Aktivitaten und
FuE-Kompetenzen sowie Unterstitzung des technologischen Wandels insbesondere
von KMU. Die Konzentration auf die unten ausgefuhrten Spezifischen Ziele i) und iii)
steht im Einklang mit den Forderungen der EU-KOM.

SZ i) Ausbau der Forschungs- und Innovationskapazitédten, Einflihrung fortschrittlicher
Technologien

Im SZ i) sollen der Ausbau der FuE-Infrastrukturen in Hochschulen und
Forschungseinrichtungen sowie der Auf- und Ausbau wirtschaftsnaher FUE-
Infrastrukturen unterstitzt werden. Durch die Umsetzung verschiedener
Fordermalinahmen soll ein gezielter Ausbau der FuE-Infrastrukturen erreicht werden,
um hochinnovative Ergebnisse zu erzielen, Kernkompetenzen und technologische
Spitzenstellungen der Region zu vertiefen sowie den Technologie- und
Wissenstransfer zu starken. Die Férderung erfolgt in Ubereinstimmung mit der
regionalen Innovationsstrategie des Landes Bremen (Innovationsstrategie des Landes
Bremen 2030). Alle MaRnahmen mussen sich auf den Feldern der
Innovationsstrategie bewegen.

Ein Schwerpunkt der Forderung soll auf der Steigerung der FUE-Aktivitaten von KMU
im Rahmen von Einzel- oder Verbundprojekten gelegt werden. Durch die Umsetzung
verschiedener Fordermallnahmen sollen betriebliche Innovations- und
Verbundprojekte mit anderen KMU und/oder wissenschaftlichen Einrichtungen im
Land Bremen unterstutzt werden. Die Mallnahmen umfassen einzelbetriebliche
Projekte der Forschungs-, Entwicklungs- und Innovationsférderung (Férderprogramm
FEI, vorrangig Zuschussforderung mit der Option einer ergédnzenden
Darlehenskomponente), Verbund- und Kooperationsprojekte in der Luft- und
Raumfahrtforschung (Férderprogramm LuRaFo), die Entwicklung und Umsetzung von
Innovationsprojekten mit Umweltentlastungseffekten (Programm zur Foérderung
anwendungsnaher Umwelttechniken PFAU) sowie innovative Wissenschaftsprojekte
der angewandten Umweltforschung (Férderung angewandter Umweltforschung AUF).




Daruber hinaus sind MaRnahmen zur Starkung des Wissens- und
Technologietransfers vorgesehen, um insbesondere den Transfer von der
Wissenschaft in die Wirtschaft zu starken sowie eine regionale Vernetzung der KMU
zu erlangen. Es soll beispielsweise das anwendungsorientierte
Innovationsmanagement des Landes Bremens unterstutzt werden, das zentral bei der
Senatorin fur Wirtschaft, Arbeit und Europa angesiedelt ist und dabei von den
Wirtschaftférderungsgesellschaften in Bremen und Bremerhaven unterstutzt wird.

SZ iii) Steigerung des Wachstums und der Wettbewerbsféhigkeit von KMU

Ziel der Forderung ist es, die unternehmerische Grindungsintensitat zu stabilisieren,
zu steigern und die Nachhaltigkeit von Unternehmensgrindungen zu unterstutzen.
Daruber hinaus soll die Investitionstatigkeit von KMU durch Griindungsvorhaben
erhoht werden. Ein besonderer Fokus liegt auf innovativen Grindungen und
Grundungen von Frauen. Die MaRnahmen sollen auch zur Sicherung und Schaffung
von (innovativen) Arbeitsplatzen beitragen.

Es kdénnen Beratungsangebote und Coachings wahrend des gesamten
Grindungsprozesses (Vorgrundungs- bis Nachgrindungsphase) unterstiutzt werden,
um das Grundungsklima und das Grindungsinteresse zu starken. Fir die
Existenzgrindung durch Frauen werden spezifische Mallnahmen angeboten, wie z.B.
Unterstutzung bei komplexen innovativen Grundungsvorhaben. Die Umsetzung erfolgt
gebundelt als One-Stop-Shop durch das Starthaus.

Im Rahmen der Grundungs- und Wachstumsférderung von KMU sollen innovative
Start-ups in ihrer Vor- und Grindungsphase unterstitzt werden. Dadurch sollen
Grinder*innen unterstitzt werden, ihre Grindungsideen weiterzuentwickeln und in die
Umsetzung zu bringen. Uber niedrigschwellige Finanzierungsangebote sollen
Existenzgrinder*innen, Kleinst- und Kleinunternehmen sowie Freiberufler*innen
gefordert werden, um projektbezogene Investitionen und Betriebsmittel zu finanzieren.
Die Finanzierung erfolgt Uber eine Darlehensforderung (EFRE-Mikrodarlehen).
Daruber hinaus soll die Forderung junger, technologieorientierter Unternehmen in der
Nachgrindungs- und Markeintrittsphase im Rahmen des EFRE-Beteiligungsfonds
weitergefuhrt werden. Es werden Unternehmen unterstitzt, die im Zusammenhang mit
Produktentwicklung, Markteinflhrung oder zur Umsetzung einer Ausweitung des
Geschaftsfeldes Finanzierungsbedarfe haben.

Zur Umsetzung des Querschnittsziels Chancengleichheit wird die Forderung begleitet
durch eine Landesinitiative ,Gendergerechtigkeit und Diversitat als Erfolgsfaktoren fur
Innovation und Fachkraftesicherung®“. Im Rahmen der Landesinitiative kbnnen im
EFRE-Programm Unternehmen, Unternehmensverbinde sowie
Wirtschaftsfordereinrichtungen und Trager verschiedene Forderprojekte und
Forderantrage einreichen, um mehr Frauen far innovative Unternehmen und KMU in
so genannten Zukunftsbranchen zu gewinnen und damit zur Fachkraftesicherung
beizutragen. Dazu zahlen auch die Weiterentwicklung einer diversitatsorientierten




Unternehmenskultur, die Entwicklung von Strategien zur Rekrutierung von Frauen
insbesondere fur bislang mannerdominierte Branchen, der Aufbau von gemischten
Teams in der Innovations- und Technologieentwicklung sowie Beratung, Coaching
und Unterstltzung beim Knlipfen von Netzwerken.

PZ 2 ,,Ein griinerer, COz2-armer Ubergang zu einer CO2z-neutralen Wirtschaft und
einem widerstandsfahigen Europa“

Die EU-Verordnung gibt fur das PZ 2 insgesamt sieben Spezifische Ziele vor, wovon
jedoch nur funf fur Deutschland relevant sind. Auf Basis der von den Ressorts
angemeldeten Forderbedarfe und der gefihrten Abstimmungen wird vorgeschlagen,
die EFRE-Fo6rderung auf das Spezifische Ziel ,Forderung von
EnergieeffizienzmalRnahmen (SZ i)“, auf das Spezifische Ziel ,Férderung der
Anpassung an den Klimawandel (SZ iv)“ und auf das Spezifische Ziel ,Verbesserung
der biologischen Biodiversitat und der grinen Infrastruktur im stadtischen Bereich (SZ
vii)* zu konzentrieren.

Far das Spezifische Ziel ,Entwicklung intelligenter Energiesysteme, Netze und
Speichersysteme” wurde ein nur sehr geringer Forderbedarf angemeldet, der ein
eigenstandiges SZ und den damit verbundenen administrativen Aufwand nicht
gerechtfertigt hatte. Fir das Spezifische Ziel ,Férderung des Ubergangs zu einer
Kreislaufwirtschaft durch Investitionen im Abfallsektor wurden keine Férderbedarfe
angemeldet.

Die EU-KOM sieht gemal Investitionsleitlinien flr Deutschland fur den EFRE
Forderbedarfe im PZ 2 insbesondere in der Steigerung der Energieeffizienz in
offentlichen Gebauden und Infrastrukturen sowie Forderbedarfe zur Anpassung an
den Klimawandel. Die Konzentration auf die SZ i), iv) und vii) steht im Einklang mit
dieser Forderung sowie dem Green-Deal der EU.

SZ i) Férderung der Energieeffizienz

Es bestehen mit dem Green-Deal der EU ambitionierte mittel- bis langfristige CO2-
Minderungsziele, woraus sich auch fur den Einsatz der EFRE-Mittel konkrete
Herausforderungen im Bereich der Energieeffizienz im Land Bremen ergeben. In
diesem Zusammenhang kommt der Reduktion des Energieverbrauchs eine tragende
Rolle fur die Erreichung der Klimaschutzziele des Landes zu. Hohe
Energieeinsparpotenziale werden im Bereich der 6ffentlichen Gebaude und
Infrastrukturen gesehen. Aufgrund des vielfaltigen Forderangebotes des Bundes fur
Energieeffizienzmalnahme in Unternehmen, ist die EFRE-Strategie ausschlieBlich auf
den offentlichen Sektor ausgerichtet. Es sollen energetische Sanierungen 6ffentlicher
Gebaude (Nichtwohngebaude) und offentlicher Infrastrukturen, darunter Schulen,
Sporthallen, soziale Einrichtungen sowie Energieeffizienzmallnahmen auf
Quartiersebene finanziert werden. Die Forderung soll auf Basis einer landesweiten




Forderrichtlinie erfolgen. Daruber hinaus ist eine Klimaschutz- und Energieberatung
in allen Bereichen fur Unternehmen vorgesehen, wobei ein Fokus auf KMU gelegt
wird.

SZ iv) Férderung der Klimaanpassung

Die Herausforderungen und Investitionsbedarfe im Bereich der Klimaanpassung
ergeben sich aus der bremischen Klimaanpassungsstrategie. Als Herausforderungen
werden insbesondere haufiges Auftreten besonders extremer Starkniederschlage mit
erheblichen Schaden in den Stadtgebieten durch Uberflutungen, héhere
Sturmflutwasserschaden mit entsprechenden Risiken fir die Stadte aufgrund des
weiteren Anstiegs des Meeresspiegels sowie in stark versiegelte Gebieten ein
deutlicher Erwarmungstrend mit einer weniger gunstigen bis ungunstigen
humanbioklimatischen Situation in den Stadten gesehen. Es bestehen
Investitionsbedarfe um die Resilienz, Widerstands- und Zukunftsfahigkeit durch
gezielte Projekte zu starken.

Es soll das Zentrale Umsetzungsprogramm zur Anpassungsstrategie an die Folgen
des Klimawandels (ZUP-Klimaanpassung) unterstutzt werden. Die Férderung soll
nicht-investive Malinahmen wie Konzepte, Simulationen oder Modellierungen,
begleitende MalRnahmen wie Informationskampagnen sowie investive Mal3nahmen,
wie beispielsweise Anpassungen von Infrastrukturen oder Prototypen umfassen.

SZ vii) Verbesserung der biologischen Biodiversitét und der griinen Infrastruktur im
stédtischen Bereich

Die urbane grune Infrastruktur ist eine wesentliche Voraussetzung fur attraktives
Leben und Arbeiten in Stadten. Natlrliche, naturnahe und/oder gestaltete Grinraume
bilden fir Burgerinnen und Burger sowie fur Flora und Fauna eine wichtige
Lebensgrundlage. Ziele der Manahme sind, Okosystemleistungen in verstadterten
Gebieten zu verbessern, einen Beitrag zum Schutz und Erleben von biologischer
Vielfalt zu leisten sowie negative Wirkungen stadtischen Wachstums und stadtischer
Nutzungen auf die Umwelt zu reduzieren.

Es ist vorgesehen, Vorhaben zur Herstellung, Aufwertung und Gestaltung griiner
stadtischer Infrastrukturen wie beispielsweise Park- und Grunflachen, Uferflachen,
Stadtwalder, 6ffentliche Platze und Freiflachen, grine Strallenziige sowie Dach- und
Fassadenbegrinungen zu unterstutzen.

Weiteres Vorgehen und Zeitplan

¢ Die ersten informellen Abstimmungsgesprache mit der EU-KOM haben Mitte
Mai 2021 begonnen. Die EU-KOM, federflhrend ist die Generaldirektion flr
Regionalpolitik und Stadtentwicklung, wird das Programm bereits im Rahmen



der informellen Verhandlungen von anderen relevanten Generaldirektionen
bewerten lassen. Die Rickmeldungen werden durch die EFRE-
Verwaltungsbehodrde unter Einbeziehung der zustandigen Fachbereiche
bewertet und sofern erforderlich, werden notwendige Anpassungen am
Programmentwurf vorgenommen. Dieses informelle Vorgehen beschleunigt
den spateren Genehmigungsprozess und tragt zur Planungssicherheit bei.

e Die Beteiligung des EFRE-Begleitausschusses ist Ende September 2021
geplant. Im EFRE-Begleitausschuss sind die Ressorts, die Wirtschafts-, Sozial-
und Umweltpartner*innen, das Bundesministerium fur Wirtschaft und Energie,
die EU-KOM sowie die an der Umsetzung beteiligten Stellen und Behorden
vertreten. Der Begleitausschuss muss den Programmentwurf genehmigen. Die
fortlaufende Einbindung und Beteiligung des Begleitausschusses wurde uber
mehrere Workshops und Arbeitsgruppen seit Anfang 2020 gewahrleistet.

o Die offizielle Einreichung des EFRE-Programms ist im Oktober 2021 geplant.
Es ist davon auszugehen, dass eine Genehmigung durch die EU-KOM nicht
vor Ende des Jahres 2021 vorliegen wird.

e Parallel zum Verhandlungsprozess zur Programmaufstellung laufen die
Verfahren und Abstimmungen zur Programmumsetzung, um die konkreten
Forderungen vorzubereiten. Dies betrifft die Ausarbeitung der
Fordergrundlagen (Richtlinien), Leitfaden etc. Die inhaltlichen
Schwerpunktsetzungen der einzelnen Forderinstrumente werden in
Abstimmung zwischen den betroffenen Fachressorts erarbeitet. Dartber hinaus
sind die Voraussetzungen fur eine elektronische Abwicklung der Férderung
(eCohesion) zu schaffen.

C. Alternativen

Alternativen zur inhaltlichen Schwerpunktsetzung des zukinftigen EFRE-Programms
sind im Rahmen der Vorgaben der EU-Verordnung zwar mdglich, der fachliche
Erarbeitungs- und Abstimmungsprozess hat jedoch zu diesem konsensualen und im
Einklang mit den EU-Verordnungen stehenden Vorschlag geflhrt und es werden
daher keine Alternativen empfohlen.

D. Finanzielle, personalwirtschaftliche und genderbezogene Auswirkungen

Die Genehmigung des EFRE-Programms fir das Land Bremen ist Grundlage fur den
Erhalt und Einsatz von EU-Mitteln in H6he von rd. 95 Mio. Euro.

Zur Umsetzung des EFRE-Programms sind fur den Programmzeitraum 2021-2027
Kofinanzierungsmittel von 60% vorzusehen. Dabei handelt es sich weit uberwiegend
um offentliche Kofinanzierungsmittel und hierbei wiederum vorwiegend um
Landesmittel. Es bedarf daher im weiteren Verlauf einer haushaltsmafigen
Absicherung der Programmumsetzung in den Ressorts.



Um das Programm anforderungsgerecht umsetzen zu kénnen, besteht die
Notwendigkeit zur Fortschreibung der EFRE-Behérden zur Programmumsetzung
(Prufbehorde, Bescheinigungsbehorde und Verwaltungsbehorde).

Far das Land Bremen stehen voraussichtlich EFRE-Mittel (ohne nationale
Kofinanzierung) in Hohe von 95.256.765 € zur Verfugung. Davon sind 3.221.243 € fur
die begleitende Umsetzung des Programms, die sogenannte Technische Hilfe,
vorgesehen. Damit stehen fur die Umsetzung der in dieser Vorlage dargestellten
Inhalte insgesamt 92.035.522 € zur Verfligung.

Fir eine planbare, verlassliche Umsetzung des Programms ist es erforderlich, diese
Mittel den federfihrend und finanzierend an der Umsetzung beteiligten Ressorts
zuzuweisen. Es wird vorgeschlagen diese Mittel wie folgt zu verteilen:

Ressort Euro Prozent
SWAE (inkl. Hafen) 58.175.522 63,21
SWH (nur Wissenschaft) 10.160.000 11,04
SKUMS 11.200.000 12,17
SF 12.500.000 13,58
Insgesamt 92.035.522 100,00

Der Vorschlag berucksichtigt die Anmeldungen bzw. bisherigen Festlegungen der
Ressorts im Programmplanungsprozess. Der Senator fur Finanzen ist in der
Forderperiode 2021-2027 erstmalig an der Umsetzung beteiligt.

Die beteiligten Ressorts stehen in der Verantwortung, die Verfugbarkeit der
erforderlichen nationalen 6&ffentlichen Mittel und ggf. auch den erganzenden Einsatz
von privaten Kofinanzierungsmitteln in HOhe von insgesamt 60% sicherzustellen.

Zwischen der Senatorin flr Wirtschaft, Arbeit und Europa und der flir Bremerhaven
zustandigen Senatorin flir Wissenschaft und Hafen wird zudem das Ziel vereinbart,
dass je PZ 25% der im Haushalt von SWAE zum Programmestart verfugbaren EFRE-
Mittel, die jeweils fur Wissenschaftsinfrastruktur- und Wissenstransfer-Projekte im PZ1
sowie fur energetische Gebaudesanierung und grine Infrastrukturen im PZ2
vorgesehen sind, fur Projekte in Bremerhaven eingesetzt werden kdnnen. Abhangig
von Mittelverfigbarkeit bzw. der begleitenden Programmplanung ware fur die
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Seestadt ggf. auch eine hdhere Beteiligung mdglich. Zudem erklart SWAE seine
grundsatzliche Bereitschaft mit SWH ein gemeinsames strategisch und
regionalpolitisch besonders bedeutsames Projekt zum Thema Kunstliche Intelligenz
mit einem Volumen von bis zu 2 Mio. Euro an EFRE-Mitteln zu unterstiutzen.

Das EFRE-Programm wird unter Beteiligung der einschlagigen Partnerorganisationen
entwickelt und umgesetzt. Fur Fragen der Auswirkungen der Programmaktivitaten auf
Frauen und Manner sind hier insbesondere die bremische Zentralstelle fur die
Verwirklichung der Gleichberechtigung der Frau (ZGF) und der Bremer
Frauenausschuss als langjahrige Mitglieder im Begleitausschuss als Akteur*innen zu
nennen. Beide Einrichtungen sind auch als Mitglieder im kinftigen Begleitausschuss
vorgesehen.

Das kunftige Programm wird unter besonderer Bertcksichtigung von
Querschnittszielen umgesetzt, hierzu zahlen auch die Ziele der Chancengleichheit
und Nichtdiskriminierung sowie der Gleichstellung von Frauen und Mannern. Die
Ziele werden bei der weiteren Programmvorbereitung und Programmumsetzung
berticksichtigt. Um einen konkreten Beitrag zur Umsetzung des Querschnittsziels
Chancengleichheit zu leisten, wird die Forderung begleitet durch eine Landesinitiative
.Gendergerechtigkeit und Diversitat als Erfolgsfaktoren fir Innovation und
Fachkraftesicherung®.

Die Herstellung von Barrierefreiheit als Voraussetzung gleichberechtigter Teilhabe
behinderter Menschen wird bei der weiteren Programmvorbereitung und wahrend der
Programmumsetzung mit der MaflRgabe berucksichtigt, hierdurch auch zum Abbau von
Barrieren beizutragen. Die Beteiligung des Landesbehindertenbeauftragten wird durch
die EFRE-Verwaltungsbehorde bei der Senatorin fur Wirtschaft, Arbeit und Europa
sichergestellt.

E. Beteiligung und Abstimmung

Die EFRE-Verwaltungsbehorde bei der Senatorin fur Wirtschaft, Arbeit und Europa
hat Anfang 2020 in einer ressortubergreifenden Arbeitsgruppe mit dem Senator fur
Finanzen, der Senatorin fur Wissenschaft und Hafen, der Senatorin fur Klimaschutz,
Umwelt, Mobilitat, Stadtentwicklung und Wohnungsbau, der Senatorin flr Soziales,
Jugend, Integration und Sport, der Senatorin flr Kinder und Bildung der Senatorin flr
Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz, der Bremischen Zentralstelle fur die
Verwirklichung der Gleichberechtigung der Frau (ZGF) und weiteren relevanten
Akteurinnen und Akteuren der Wirtschaft-, Sozial- und Umweltpartner*innen die
Planungen der Programmatik 2021 -2027 entwickelt und abgestimmt.

Die Vorlage ist abgestimmt mit der Senatskanzlei, dem Senator flr Finanzen, der
Senatorin fur Wissenschaft und Hafen, der Senatorin fur Klimaschutz, Umwelt,
Mobilitat, Stadtentwicklung und Wohnungsbau, der Bremischen Zentralstelle fur die
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Verwirklichung der Gleichberechtigung der Frau (ZGF) und dem
Landesbehindertenbeauftragten.

F. Offentlichkeitsarbeit und Veroffentlichung nach dem
Informationsfreiheitsgesetz

Fir die Offentlichkeitsarbeit geeignet nach Beschlussfassung im Senat. Einer
Veroffentlichung Uber das zentrale elektronische Informationsregister steht nichts
entgegen.

G. Beschluss

1)

2)

Der Senat nimmt zur Kenntnis, dass das Land Bremen einen Betrag in Hohe von
rd. 95 Mio. € an EFRE-Mitteln fur die Forderperiode 2021 - 2027 erhalten wird.

Der Senat nimmt zur Kenntnis, dass zum Einsatz der EU-Mittel eine Bereitstellung
von Kofinanzierungsmitteln in HOhe von 60% (entspricht einem Anteil am
Gesamtvolumen von 238 Mio. € in Hohe von 143 Mio. €) erforderlich sein wird und
bittet die am Programm beteiligten Ressorts gem. den ihnen zugewiesenen
Programmmitteln, entsprechende Mittel (inkl. Kofinanzierung) n 2022/2023
innerhalb der beschlossenen Budgets bzw. ab 2024 prioritar in ihren Eckwerten
auszuweisen.

Der Senat stimmt der vorgelegten strategischen Ausrichtung einschlief3lich der
Aufteilung der Mittel auf die Politischen Ziele und Spezifischen Ziele des EFRE-
Programms 2021-2027 zu.

Der Senat stimmt der unter D dargestellten prozentualen Verteilung der EFRE-
Mittel zwischen den umzusetzenden Ressorts zu.

Der Senat bittet die Senatorin fur Wirtschaft, Arbeit und Europa, die
Verhandlungen fur ein bremisches EFRE-Programm mit der EU-KOM auf Basis
der vorgelegten strategischen und inhaltlichen Ausrichtung zu flhren.

Der Senat bittet die Senatorin fur Wirtschaft, Arbeit und Europa unverzuglich nach
Genehmigung des Programms durch die EU-KOM dem Senat einen Bericht zur
inhaltlichen Ausgestaltung des EFRE-Programms vorzulegen.

Der Senat bittet die Senatorin fur Wirtschaft, Arbeit und Europa eine
Beschlussfassung der Deputation fur Wirtschaft und Arbeit einzuleiten und die
Vorlage Uber den Senator flr Finanzen an den Haushalts- und Finanzausschuss
zur Beschlussfassung weiterzuleiten.

Anlage: Ubersicht zur Programmstruktur des EFRE-Programms 2021-2027



Anlage zur Senatsvorlage ,,EU Férderperiode 2021-2027: Programmentwurf fiir den Européischen Fonds fiir Regionale Entwicklung (EFRE)“

EFRE-Programm 2021-2027 - Programmstruktur EFRE-Mittel | EFRE/ Quote
Politisches Ziel 1 — Ein wettbewerbsfiahiges und intelligentes Europa.
Spezifisches Ziel i) Ausbau der Forschungs- und | Ausbau der FuE-Infrastrukturen in Hochschulen und 46,2 Mio. € |63,2 Mio. €
Innovationskapazitaten, Einfihrung fortschrittlicher | Forschungseinrichtungen sowie Auf- und Ausbau .
Technologien wirtschaftsnaher FuE-Infrastrukturen bzw. 68,7 %
Steigerung der FuE-Aktivitaten von KMU
Starkung des Wissens- und Technologietransfers
Spezifisches Ziel iii) Steigerung des Wachstums | Griindungsférderung - Beratungsangebote und Coaching | 17,0 Mio. €
und der Wettbewerbsfahigkeit von KMU
Grindungs- und Wachstumsférderung von KMU
Politisches Ziel 2 — Ein griinerer und COz-armer Ubergang zu einer CO.-neutralen Wirtschaft und einem
widerstandsfahigen Europa.
Spezifisches Ziel i) Forderung der Energetische Sanierung o6ffentlicher Gebaude 22,4 Mio. € | 28,8 Mio. €
Energieeffizienz (Nichtwohngebaude) und o&ffentlicher Infrastrukturen
bzw. 31,3 %
Energieberatung
Spezifisches Ziel iv) Férderung der Zentrale Umsetzungsprogramm zur Anpassungsstrategie |3,2 Mio. €
Klimaanpassung an die Folgen des Klimawandels (ZUP-Klimaanpassung)
Spezifisches Ziel vii) Verbesserung der biolog. Herstellung, Aufwertung und Gestaltung griner 3,2 Mio. €
Biodiversitat und der griinen urbane Infrastruktur stadtischer Infrastrukturen
EFRE-Mittel gesamt zur Umsetzung der Ziele 92 Mio. € 100%




	00Senatsvorlage_EFRE21-27_final
	Vorlage für die Sitzung des Senats am 10.08.2021
	EU-Förderperiode 2021-2027
	Programmierung für den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE)
	A. Problem
	B. Lösung
	C. Alternativen
	D. Finanzielle, personalwirtschaftliche und genderbezogene Auswirkungen
	E. Beteiligung und Abstimmung
	F. Öffentlichkeitsarbeit und Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz
	G. Beschluss



	Anlage_Senatsvorlage_EFRE

